
Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 

Drucksache 2284 

Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

3 — 53100 — 4744/60 III 
Bonn, den 6. Dezember 1960 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos-
senen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
18. März 1960 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Griechen

-

land über Leistungen zugunsten griechischer 
Staatsangehöriger, die von nationalsozialisti

-

schen Verfolgungsmaßnahmen betroffen 
worden sind 

mit Begründung sowie den Wortlaut des Vertrages in deutscher 
und griechischer Sprache, den dazu gehörigen Briefwechsel und 
eine Denkschrift. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 226. Sitzung am 2. Dezember 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 18. März 1960 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Griechenland 
über Leistungen zugunsten griechischer Staatsangehöriger, 

die von nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffen worden sind 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 18. März 1960 unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Griechenland über Leistungen 
zugunsten griechischer Staatsangehöriger, die von 
nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen be-
troffen worden sind, sowie dem dazugehörigen 
Briefwechsel vom gleichen Tage wird zugestimmt. 
Der Vertrag und der Briefwechsel werden nach-
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest-
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag gemäß seinem 
Artikel V Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 

Begründung 

Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 GG 
der Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung 
zuständigen Körperschaften in der Form eines Bun-
desgesetzes. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwen-
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem der Vertrag 
nach seinem Artikel V Abs. 2 für die Bundesrepu-
blik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und dem Königreich Griechenland 
über Leistungen zugunsten griechischer Staatsangehöriger, 

die  von  nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen 
betroffen worden sind 

Die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

das KÖNIGREICH GRIECHENLAND 
haben folgendes vereinbart: 

Artikel I 
1. Die Bundesrepublik Deutschland zahlt an das 

Königreich Griechenland hundertfünfzehn Millionen 
Deutsche Mark zugunsten der aus Gründen der Rasse, 
des Glaubens oder der Weltanschauung von national-
sozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffenen grie-
chischen Staatsangehörigen, die durch diese Verfolgungs-
maßnahmen Freiheitsschäden oder Gesundheitsschädi-
gungen erlitten haben, sowie besonders auch zugunsten 
der Hinterbliebenen der infolge dieser Verfolgungsmaß-
nahmen Umgekommenen. 

2. Die Verteilung des Betrages bleibt dem Ermessen 
der Königlich Griechischen Regierung überlassen. 

Artikel II 
Die Bundesrepublik Deutschland stellt dem Königreich 

Griechenland den vorgenannten Betrag in vier Raten zur 
Verfügung, die  wie folgt fällig werden: die erste Rate in 
Höhe von fünfunddreißig Millionen Deutsche Mark spä-
testens einen Monat nach Inkrafttreten dieses Vertrages, 
die zweite Rate in Höhe von dreißig Millionen Deutsche 
Mark spätestens am 1. März 1961, die dritte Rate in Höhe 
von dreißig Millionen Deutsche Mark spätestens am 
1. März 1962 und die vierte Rate in Höhe von zwanzig 
Millionen Deutsche Mark spätestens am 1. März 1963. 

Artikel III 
Mit der in Artikel 1 bezeichneten Zahlung sind alle den 

Gegenstand dieses Vertrages bildenden Fragen im Ver-
hältnis der Bundesrepublik Deutschland zu dem König-
reich Griechenland, unbeschadet etwaiger gesetzlicher 
Ansprüche griechischer Staatsangehöriger, abschließend 
geregelt. 

Artikel IV 
Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 

nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Königreichs Griechenland 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ver-
trages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel V 
1. Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifika-

tionsurkunden sollen so bald wie möglich in Athen aus-
getauscht werden. 

2. Dieser Vertrag tritt am Tage nach dem Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. 

GESCHEHEN zu Bonn am achtzehnten März eintausend

-

neunhundertundsechzig in vier Urschriften, zwei in deut-
scher und zwei in griechischer Sprache, wobei jeder Wort-
laut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die 
Bundesrepublik Deutschland: 
A. H. van Scherpenberg 

Für das 
Königreich Griechenland: 

Th. Ypsilanti 
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Briefwechsel 
Der Staatssekretär 

des Auswärtigen Amts 
Bonn,  den 18. März 1960 

Herr Botschafter! 

Gemäß Artikel III  des Vertrages über Leistungen zu-
gunsten griechischer Staatsangehöriger, die von national-
sozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffen worden 
sind, sind alle den Gegenstand dieses Vertrages bilden-
den Fragen im Verhältnis der Bundesrepublik Deutschland 
zu dem Königreich Griechenland, unbeschadet etwaiger 
gesetzlicher Ansprüche griechischer Staatsangehöriger, 
abschließend geregelt. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland geht 
davon aus, daß die Königlich Griechische Regierung 
künftig an sie mit dem Verlangen nach Regelung weiterer 
Fragen, die aus nationalsozialistischen Verfolgungsmaß-
nahmen während Kriegs- und Besatzungszeit herrühren, 
nicht herantreten wird. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den  Ausdruck meiner 
ausgezeichnetsten Hochachtung. 

A. H. van Scherpenberg 
Seiner Exzellenz 
dem Königlich Griechischen Botschafter 
Herrn Thomas Ypsilanti 

(Übersetzung) 

Ambassade Royale de Grèce 
en Allemagne 

Bonn, den 18. März 1960 
Herr Staatssekretär! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres heutigen Schrei

-

bens zu bestätigen, das folgenden Wortlaut hat: 
»Gemäß Artikel III des Vertrages über Leistungen 

zugunsten griechischer Staatsangehöriger, die von na-
tionalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffen 
worden sind, sind alle den Gegenstand dieses Vertrages 
bildenden Fragen im Verhältnis der Bundesrepublik 
Deutschland zu dem Königreich Griechenland, unbe-
schadet etwaiger gesetzlicher Ansprüche griechischer 
Staatsangehöriger, abschließend geregelt. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland geht 
davon aus, daß die Königlich Griechische Regierung 
künftig an sie mit dem Verlangen nach Regelung wei-
terer Fragen, die aus nationalsozialistischen Verfol-
gungsmaßnahmen während Kriegs- und Besatzungszeit 
herrühren, nicht herantreten wird.« 
Die Regierung des Königreichs Griechenland stimmt 

mit dieser Auffassung der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland überein. Sie behält sich jedoch vor, mit dem 
Verlangen nach Regelung weiterer Forderungen, die aus 
nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen während 
Kriegs- und Besatzungszeit herrühren, bei einer allge-
meinen Prüfung gemäß Artikel 5 Abs. 2 des Abkom-
mens über deutsche Auslandsschulden vom 27. Februar 
1953 heranzutreten. 

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Th.Ypsilanti 
Seiner Exzellenz 
dem Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
Herrn Dr. Albert Hilger van  Scherpenberg 
Bonn  
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Denkschrift 

In Übereinstimmung mit den von der Bundesrepu-
blik Deutschland im Vierten Teil des Vertrages zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener 
Fragen (Überleitungsvertrag) vom 26. Mai 1952 über-
nommenen Verpflichtungen haben nach dem Bundes-
entschädigungsgesetz in der Fassung vom 29. Juni 
1956 — abgesehen von Staatenlosen und Flüchtlin-
gen nach näherer Bestimmung des Gesetzes — 
grundsätzlich nur diejenigen Opfer der national-
sozialistischen Verfolgung gesetzlichen Anspruch auf 
Wiedergutmachung, die eine räumliche Beziehung 
zur Bundesrepublik haben oder wenigstens zum 
Deutschen Reich in seinen Grenzen vom 31. Dezem-
ber 1937 hatten. 
Die Regierung des Königreichs Griechenland hat im 
Jahre 1956 gemeinsam mit den Regierungen sieben 
weiterer Staaten bei der Bundesregierung Vorstel-
lungen erhoben, die auf eine Entschädigung auch 
derjenigen Verfolgten gerichtet waren, die die 
Wohnsitz- oder Aufenthaltsvoraussetzungen nicht 
erfüllen. 

Nach eingehender Prüfung hat die Bundesregierung 
sich im Bewußtsein der menschlichen Bedeutung die-
ser Frage bereit erklärt, in Verhandlungen über 
Leistungen zugunsten dieser Verfolgten einzutreten. 

Die daraufhin aufgenommenen Verhandlungen wur-
den im Verhältnis zu Griechenland mit dem vorliegen-
den, am 18. März 1960 in Bonn unterzeichneten Ver-
trag abgeschlossen. Der Vertrag sieht eine Leistung 

in Höhe von 115 Millionen DM an das Königreich 
Griechenland vor zugunsten der aus Gründen der 
Rasse, des Glaubens oder der Weltanschauung von 
nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen be-
troffenen griechischen Staatsangehörigen, die durch 
diese Verfolgungsmaßnahmen Freiheitsschäden oder 
Gesundheitsschädigungen erlitten haben, sowie be-
sonders auch zugunsten der Hinterbliebenen der 
infolge dieser Verfolgungsmaßnahmen Umgekom-
menen. 

Der genannte Betrag soll in vier Raten geleistet 
werden. Wie Artikel III besagt, sind damit alle den 
Gegenstand des Vertrages bildenden Fragen im 
Verhältnis der Bundesrepublik Deutschland zu dem 
Königreich Griechenland abschließend geregelt. In 
dem dazugehörenden Briefwechsel hat die Bundes-
regierung zum Ausdruck gebracht, sie gehe davon 
aus, daß die Königlich Griechische Regierung künftig 
von ihr auch eine Regelung weiterer, in dem Vertrag 
nicht behandelter Fragen, die aus nationalsozialisti-
schen Verfolgungsmaßnahmen während Kriegs- und 
Besatzungszeit herrühren, nicht verlangen werde. In 
ihrer Antwort hat die Regierung des Königreichs 
Griechenland dieser Auffassung mit der Maßgabe 
zugestimmt, daß sie sich insoweit vorbehält, an die 
Bundesregierung mit dem Verlangen nach Regelung 
weiterer Forderungen heranzutreten, wenn eine all-
gemeine Prüfung gemäß Artikel 5 Abs. 2 des Ab-
kommens über deutsche Auslandsschulden erfolgt. 




